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3.Beiblatt Bei blatt zur Parlamentslt0rrespt"lndenz 29. Jänner 1958 

214/J A n fra g e 

der Abgel'\rdneten Dr. G red 1 e r, Dr. P f e i f e rund Gen.ssen 

an die Bundesregierung~ 

betreffend di'49 dem reohtsstaatlichen Prinzip abträgliohen Erscheinungen auf 
c. " 

dem Sektor der Verwaltung. 

-.-.-
Bs mehren sich die Klagen, dass die Erledigung von Anbringen, im besonderen 

Veln, .A.ufsichtsbesöhwerden, vielfach nicht oder doch nur verspätet erfolgt, ferper, 

dass das auf dem äl testen Grundr~cht, dem Peti tionsrecht J .e'ruhende Beschwerde-

recht nahezu wirkungslos geworden fst. 

Die Ursache dieses ab~räglichenVerla~fes der Verwal~ungstätigkeit: ~iegt 

nioht in der Unzulänglichkeit legislativer und exekutiver Bi nrichtungen, sondern 

in den F.lgeerscheinungen des Proporzsystems. Dieses gibt den K.alitionsparteien 
I ~ ,. ' . .• '.: ' 

unbeschränkte Macht und Einfluss auf Legislative und Bxekutive~ Manchen verant-

wortlichen beamteten Funktionären bietet es gleichsam eine Rückversicherung ge-. 
gen die Anwendung von 'Sanktionen für schuldhatte Ver'nachlässigung zwingender 

~'estimmungen. 

Wie sehr von wei tan Kr,eisen die Proporzwii'tschaft als undemokratisch und 

korrumpi'erend empfunden wird, zeigt nach ,der Notiz der "Presse" vom 8. 1,. 1958 

die Entschliessung 'der Vereinigung der Vorarl berger' Akademike~ an die Österrei ... 

'chischen Akademikerverbände ohne Rücksicht auf de~en politische, Ausrichtung in 

Wien, auf der ein gemeinsames' Vorgehen al~'er österr,eichischen Akademiker gegen 

den Verkauf öffentlicher )~mter für ein Partei buoh vorgeschlagen wird. Diese Ent­

schliessung wurde einstimmig angenommen, wobei Angehörige der ÖVP, FPö und ,der 

,rarteilosen einer'Meinung waren. 

Wie wenig ernst ist die Betonung des Leistungsprinzip~ 'seitens der Koali­
tion-sparteien angesichts der Vorgänge um die Besetzung höchster Richterposten zu 
nehmen, Abgesehen von der k~rrumpierenden Wirkung der Proporzwirtschaft bedeutet 
sie zudem auch noch, eine wesentliche Verteuerung der Verwaltung. lR-e vermag es 
mit einer objektiven und sparsamen Ge~arung in Einklang gebracht werden, wenn 
Regierungsmitglieder bei, ihrer Bestelluhg politische Vertrauensleute a.ls pragISla.-
tische Beamte auch über die zuläSSige Altersgrenze hinaus in den Bundesdienst 
unter ,verleihurlg gut dotierter P~sten einsohleussen. Sind die Mitglieder der 
Bundesregierung mcht wie früh~r ,iinstande, sich a~oh für den Dienst um ihre Per­
son vorhandener fachlicher Kräfte zu bedienen,? Es erscht:dnt tnlnmehr hoc;b. an der 
Zeit, die Ursache der übelstände in Verwaltung und Rechtsprechung, die Proporz­
wirtschaft, zu beseitigen. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen daher an" die Bundesregierung die 

A n fra·' g e ~ 

Ist die Bundesregierung berei t, Mas~mahmen zu treffen, um eine Stellenver­
gebung nach Parteizugehörigkeit auszuschliesöen und dadurch einen sachliohen und 
korrekten Verlauf der Verwaltungstätigkei.t zu gewährleist~n? 

-.-.-
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